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Zu Beginn des Jahres 1995 haben sich Entwicklungen ergeben, die der „Kon-
flikttriade" im östlichen Mittelmeer - Türkei, Griechenland, Zypern - eine neue
Struktur geben könnten: Gegen das Zugeständnis, Beitritts Verhandlungen mit
Zypern sechs Monate nach der Regierungskonferenz der Europäischen Union
von 1996 aufzunehmen, zeigte sich Griechenland bereit, sein Veto gegen die
Vollendung der Zollunion mit der Türkei fallenzulassen1. Die Beziehungen
zwischen der EU und der Türkei könnten so die von vielen Mitgliedstaaten
gewünschte Vertiefung erfahren, und Zypern könnte, schneller als bislang erwar-
tet, Mitglied der EU werden. Das östliche Mittelmeer ist in Bewegung geraten.

Die Verwirklichung dieses Kompromisses wird zur Zeit jedoch noch behin-
dert. So hat das Europäische Parlament aufgrund der Menschenrechtssituation
und der Kurdenpolitik der Türkei seinen Widerstand gegen die Zollunion ange-
kündigt. Doch, zum ersten Mal seit langer Zeit, zeichnet sich ein gewisses
Momentum ab, das die bislang festgefahrene Konfliktstruktur auflösen könnte.
Wie bei Paketlösungen üblich, geraten die politische Akteure in bewegten Zeiten
in die Gefahr, die Implikationen dieser Lösungen zu unterschätzen.

Türkei: Zollunion als Schritt zur EU-Mitgliedschaft oder als Ersatz derselben ?

Die Interessenlage bezüglich der Zollunion ist gegensätzlicher Natur: Der EU -
insbesondere Großbritannien und Deutschland2 - geht es um Anbindung und
Einbindung eines regional bedeutsamen Partners, wobei die Zollunion gleichsam
als „Ersatz" für die EU-Mitgliedschaft der Türkei verstanden wird. Die Türkei
hingegen will über die Zollunion langfristig den Beitritt zur EU absichern. Dazu
ist die politische Führung bereit, vorübergehend wirtschaftliche Schwierigkeiten
oder gar Nachteile in Kauf zu nehmen.

Zum 1. Januar 1996 soll der Eintritt der Türkei in die Zollunion erfolgen, wie
von der Kommission im März 1995 entschieden wurde3. Die Zollunion sieht die
Herstellung des freien Warenverkehrs zwischen der EU und der Türkei sowie die
Übernahme der gemeinsamen Außenhandelspolitik vor4. Agrarprodukte werden
in den liberalisierten Handel nicht einbezogen, die Freizügigkeit bleibt ebenfalls
ausgeklammert. Die Türkei hat die größeren Anpassungsleistungen zu erbringen
und muß damit rechnen, daß wegen der stärker werdenden Konkurrenz von sei-
ten der EU-Anbieter, aber auch jener von Seiten der Drittstaaten, mit denen die
EU präferenzielle Handelsbeziehungen hergestellt hat, der Konkurrenzdruck ver-
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schärft wird. Betriebsschließungen, vermehrte Arbeitslosigkeit und eine Minde-
rung des Lebensstandards sind zu erwarten.

Die Zollunion kann sich mit dieser Perspektive als „circulus vitiosus" erwei-
sen: Kommt es nicht zur Herstellung der Zollunion, muß sich die westlich orien-
tierte Elite in der Türkei zwangsläufig von Europa abgewiesen fühlen. Hinzu
kommt, daß die Stellung ihrer innenpolitischen Gegner gestärkt werden würde.
Ebenso kann aber auch die Verwirklichung der Zollunion die Türkei als „westli-
ches Modell einer islamischen Gesellschaft" destabilisieren. Dies wäre der Fall,
wenn es infolge des Zollabbaus zu Anpassungs- und Liberalisierungskosten
kommt. Dies wäre „Wasser auf die Mühlen" der europakritischen Kräfte. Dieser
komplizierten Situation kann die Türkei nur entgehen, wenn sie ein realistisches
Bild der mit der Zollunion verbundenen Vorteile und (zeitweisen) Belastungen
vermittelt.

Daß kurz- bis mittelfristig mit erheblichen Anpassungskosten zu rechnen ist,
wenn die Zollunion verwirklicht wird, hat seinen Grund vor allem darin, daß es
der türkischen Stabilisierungspolitik bislang nicht gelungen ist, durchgreifende
Erfolge zu erzielen. Die Inflationsrate ist unverändert hoch (1994 125,5%), die
Arbeitslosigkeit ist erneut angestiegen (1994 12,6%), das Handelsbilanzdefizit ist
weiterhin drückend (1993 -14,08 Mrd. $), und das türkische Pfund wurde 1994
um zwei Drittel gegenüber der D-Mark abgewertet5. Das Pro-Kopf-Einkommen
beläuft sich auf ein Viertel des portugiesischen. In dieser Situation entsteht in
erster Linie in der gegenüber der ausländischen Konkurrenz wenig wettbewerbs-
fähigen Industrie Widerstand gegen die Zollunion. Die Automobilindustrie hat
sich hier besonders hervorgetan6.

Vormarsch der Islamisten

Kritiker der Westorientierung finden sich im religiösen Lager unter islamisti-
schen Parteien und fundamentalistischen Gruppen. Die Islamisten haben an
Bedeutung gewonnen, wie die Kommunalwahlen vom 27. März 1994 gezeigt
haben. Landesweit hat die Wohlfahrtspartei (RP, Refah Partisi) ihren Stimmen-
anteil von 9,7% auf 19,1% erhöht. In Istanbul, dem Symbol kemalistischer
Tradition, regiert ein Islamist als Oberbürgermeister. Hier gewann die RP über
ein Viertel aller Stimmen. Der an die Regierung von Tansu Ciller gerichtete
„Denkzettel" war unübersehbar, ebenso der Umstand, daß sich die kemalistischen
Eliten in einer Orientierungskrise befinden7. Die Kommunalwahlen können
durchaus als Ausdruck der wachsenden Islamisierung des öffentlichen Lebens
und der Politik verstanden werden8. Je mehr der Einfluß dieser Kräfte wächst,
desto schwieriger wird es für die türkische Regierung, die Europaorientierung
durchzusetzen9. Neben der RP stößt die Zollunion auch bei der Nationalistischen
Bewegungspartei (MHP) und der ultralinken Arbeiterpartei (IP) auf strikte
Ablehnung. Kritische Stimmen finden sich aber auch in den nationalistischen
Kreisen der konservativen und sozialdemokratischen Parteien.
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Menschenrechtsverletzungen haben sich in der Türkei auch im abgelaufenen
Jahr als ernstes Problem dargestellt. Wie die Menschenrechtskommission der
Vereinten Nationen festgestellt hat, sind in der Türkei zu monieren: Folter, Be-
einträchtigungen der Meinungsfreiheit, das Verschwinden von Personen, außerge-
richtliche Hinrichtungen sowie die Drangsalierung von Anwälten, Gewerkschaf-
tern, Abgeordneten und Journalisten. Kritisiert wird auch, daß das Internationale
Rote Kreuz in seiner Arbeit in den Kurdengebieten eingeschränkt wird10. Wenn
auch ein gewisses Verständnis für die Haltung der türkischen Staatsorgane ange-
sichts der Aktivitäten kurdischer Extremisten gezeigt wird, so scheint die Posi-
tion der Weltöffentlichkeit und der westlichen Partner gegenüber der Türkei kri-
tischer zu werden11. Das Europäische Parlament hat im September 1994 seine
Beziehungen zur Nationalversammlung in Ankara vorläufig abgebrochen, nach-
dem fünf Abgeordnete der (verbotenen) prokurdischen Partei der Demokratie
(DEP) und ein unabhängiger Parlamentarier wegen „Separatismus" und „An-
schlags auf die nationale Integrität" vor Gericht gestellt worden waren12. Die
Europäer können wenig Verständnis für den in der Verfassung verbrieften Primat
aufbringen, daß der Erhalt der Landeseinheit Vorrang vor den Grundrechten ein-
geräumt werden muß. Seit Beginn des Kampfes der PKK (Arbeiterpartei Kur-
distans) für einen unabhängigen Kurdenstaat auf türkischem Gebiet im Jahr 1984
sind mindestens 12.000, nach anderen Quellen gar 20.000 Menschen, getötet
worden, darunter auch viele Zivilisten13.

Zypern: EU-Perspektive und Verfestigung des Volksgruppen-Konflikts

Falls die Zollunion mit der Türkei verwirklicht, und die Beitritts Verhandlungen
mit Zypern zu einem positiven Abschluß gebracht werden, kann dies für die EU
fatale Folgen haben. Ein „worst case-Szenario" könnte wie folgt aussehen: Die
(griechisch-zypriotische) Republik Zypern wird EU-Mitglied ohne Einbeziehung
von Nordzypern. Wird die Zollunion mit der Türkei hergestellt, ist Nordzypern
fortan ein Drittland für die Türkei. Liberalisierten Handelsverkehr gäbe es (neben
der übrigen EU) nur mit der Republik Zypern. Der Umstand, daß die Türkei
nicht mehr zollfrei mit Nordzypern Handel treiben könnte, dürfte den Sinn der
Zollunion für die türkische Führung in Frage stellen. Die EU könnte vor einem
Scherbenhaufen ihrer Politik im östlichen Mittelmeer stehen.

Nachdem die Kommission in ihrer Stellungnahme vom 30. Juni 1993 Zypern,
genauer gesagt der Republik Zypern, die Beitrittsfähigkeit beschieden hat, ist die
dortige politische Führung energischer auf EU-Kurs gegangen14. Es hat den An-
schein, daß die Verständigungsmöglichkeiten mit dem Nordteil der Insel derzeit
so gering eingeschätzt werden, daß ein EU-Beitritt auch dann akzeptiert wird,
wenn Nordzypern nicht oder noch nicht eingeschlossen ist. Die politische Füh-
rung der Republik Zypern ist in ihrer Haltung durch die Stellungnahme des
Europäischen Rates von Korfu im Juni 1994 bekräftigt worden, die Zypern
zugesichert hat, daß die Insel, wie auch Malta, bei der nächsten Erweiterungs-
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runde der EU beteiligt ist. Diese Zusicherung kam durch Druckausübung der
griechischen Regierung, die von italienischer Seite Unterstützung erfuhr, zustan-
de15. Die Position der EU ist abermals beim Europäischen Rat in Essen im
Dezember 1994 bestätigt worden16. Von der Position, daß eine Lösung des
Zypernkonflikts einem EU-Beitritt vorausgehen müsse, wie dies etwa im Kom-
missions-Avis vorgesehen war, rückt man unterdessen immer mehr ab. Seit Ende
1993 beraten Experten der zypriotischen Regierung und der Kommission über
die Harmonisierung von Rechtsvorschriften und die Anpassung an den „acquis
communautaire". Wirtschaftlich stellen sich bei einem Beitritt der Republik
Zypern zur EU keine gravierenden Probleme, mit Ausnahme des unterentwickel-
ten Nordzypern und der politischen Problematik auf der Insel. An der positiven
Einstellung der politischen Parteien und der relevanten Verbände zur EU-Mit-
gliedschaft hat sich 1994 nichts geändert, die EU-Orientierung hat vielmehr
zusätzlichen Auftrieb erhalten. Dagegen hat sich die politische Führung im
Nordteil der Insel gegen die EU-Mitgliedschaft ausgesprochen und hat damit
gedroht, sich im Falle des Beitritts der Republik zur EU der Türkei anzuschlie-
ßen. Die Kompromißbereitschaft Nordzyperns ist jedoch noch weiter zurück-
gegangen: Im August 1994 hat das „Parlament" des türkisch-zypriotischen
Inselteils zwei seiner Beschlüsse aus den Jahren 1984 und 1985 für nichtig
erklärt, in denen man sich auf eine Föderation als Einheit beider Volksteile
festgelegt hatte17.

Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom August 1994,
wonach in die EU nur Waren importiert werden dürfen, die die Zertifikate der
Republik Zypern nachweisen, hat zu einer weiteren Verhärtung der politischen
Führung in Nordzypern geführt18. Zwar entspricht die vom EuGH verlangte
Prozedur aufgrund des Assoziationsverhältnisses der bisherigen Rechtslage. In
der Praxis hat man sich jedoch auf nordzypriotischer Seite darüber beschwert,
daß ihr die nötigen Bescheinigungen der Republik Zypern vorenthalten würden.
Daran wird deutlich, wie kompliziert eine Mitgliedschaft Zyperns in der EU sein
wird auch wenn - was durchaus realistisch ist - zunächst nur die Republik der
EU beitritt. In einem solchen Falle müßte dem Norden eine Kompensation für
die dann hinfällig werdenden Vorteile auf der Grundlage der Assoziation geboten
werden. Bei den interkommunalen Verhandlungen unter der Ägide des General-
sekretärs der Vereinten Nationen haben sich bislang keine Fortschritte ergeben.
Dies gilt ebenso für die vom Generalsekretär vorgeschlagenen vertrauensbilden-
den Maßnahmen.

Malta: „Gleichbehandlung" öffnet Weg in die EU

Malta eröffnet sich die Chance, ohne besondere eigene Anstrengungen auf dem
„Ticket" Zyperns den Beitritt zur EU zu erlangen. In Korfu wie in Essen wurde
bestätigt, daß Malta ebenso wie Zypern behandelt werden soll. Damit würde
nicht nur dem Prinzip der Gleichbehandlung Rechnung getragen, sondern auch
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dem Streben der EU, über die Kooperation mit Osteuropa die Mittelmeerländer
nicht aus den Augen zu verlieren. 1993 hat die Kommission in ihrer Stellung-
nahme Malta zwar die politische „Reife" zum EU-Beitritt bescheinigt, zugleich
jedoch auf die nicht zu unterschätzenden wirtschaftlichen Probleme aufmerksam
gemacht. Die Regierung von Edward Fenech Adami hat einige der geforderten
Reformen eingeleitet und die Absicht verkündet, 1995 einseitig die Zölle gegen-
über der EU abzubauen19. Die entfallenden Zolleinnahmen sollen durch eine
Mehrwertsteuer ersetzt werden. Dies hat allerdings den Widerstand der Labour
Partei hervorgerufen, die eine höhere Belastung der Arbeitnehmer befürchtet und,
unterstützt von den Gewerkschaften, zu Demonstrationen aufgerufen hat20. Die
politischen Probleme der Vergangenheit, als Ministerpräsident Dom Minthoff
Kooperationsabkommen mit Moskau, Peking und auch Tripolis geschlossen
hatte, sind mittlerweile ausgeräumt. Malta hängt auch nicht mehr an der Neutra-
lität. Das Konzept der Blockfreiheit sei, wie Außenminister de Marco betont hat,
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts „überholt"21.
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